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BESCHLUSS

__________________________________________________________________

des 54. Ord. Bundesparteitages der FDP, Bremen, 16. - 18. Mai 2003
___________________________________________________________________
Was jetzt geschehen muss - Konsequenzen aus dem Irak-Krieg

Der Irak-Krieg ist mit der Ablösung des Saddam-Regimes beendet. Nun muss die Chance für einen friedlichen, stabilen und demokratischen Neuanfang des Irak genutzt werden. Es geht darum, nach vorne zu schauen und den Wiederaufbau des Irak sowie die Wiedereingliederung des Landes in die Region und in die Weltstaatengemeinschaft aktiv zu begleiten und abzusichern. 

Der schwere Rückschlag, den der Krieg für die Vereinten Nationen, für das transatlantische Verhältnis und für die europäische Integration gebracht hat, erfordert Konsequenzen über die Irak-Politik hinaus. Die Entscheidung des amerikanischen Präsidenten, einen Krieg im Irak ohne Mandat der Vereinten Nationen zu führen, hat nie die Zustimmung der FDP gefunden. Die deutsche Bundesregierung hat durch Voranpreschen ohne rechtzeitige Abstimmung mit den meisten Partnerstaaten der EU, der NATO und den Vereinten Nationen nicht gedient. Auf beiden Seiten des Atlantiks sind Fehler gemacht worden. Eine Chance für eine friedliche Lösung der Irak-Krise hätte überhaupt nur dann bestanden, wenn die Mitglieder des Weltsicherheitsrates, vor allem die fünf ständigen Mitglieder, ebenso wie die Mitgliedstaaten der EU und der NATO, eine gemeinsame und entschlossene Haltung gegenüber Saddam Hussein vertreten hätten. Die auch durch die falsche deutsche Außenpolitik verursachte Schwächung der Vereinten Nationen muss nun ebenso überwunden werden, wie die Zerrissenheit innerhalb Europas und des atlantischen Bündnisses. 

Deutsche Außenpolitik war stets dann am erfolgreichsten, wenn sie europäisch eingebettet und transatlantisch abgestimmt erfolgte. Gerade auch in der Abstimmung mit kleineren EU-Mitgliedsstaaten und als Bindeglied zwischen Europa und den USA sollte in Zukunft wieder die Stärke Deutschlands liegen. Europa bekommt nur Gewicht, wenn es sich eint, nicht wenn es sich teilt. 

Für die FDP ist die transatlantische Freundschaft Ausdruck unserer gemeinsamen Werte wie Freiheit, Demokratie und Marktwirtschaft. Europa und Amerika haben mehr gemeinsame Interessen als jeder allein mit irgendeinem Partner in der Welt. Zur Zusammenarbeit gibt es keine Alternative.

Demokratischen Neuanfang im freien Irak ermöglichen

Die FDP weiß, dass die Beendigung des Krieges noch keine Gewähr dafür bietet, auch den Frieden zu gewinnen. Natürlich müssen zuallererst alle nötigen und möglichen Maßnahmen zur Verhinderung einer humanitären Katastrophe ergriffen werden. Vor allem aber muss mit der Entwicklung von Konzepten für den Wiederaufbau des Irak unverzüglich und international koordiniert begonnen werden. Der Frieden im Irak und in der Region wird auf Dauer nur im Rahmen der Weltstaatengemeinschaft zu gewinnen sein. Protektorate der Siegermächte und eine Veränderung der territorialen Integrität des Irak sind sowohl für den Irak, als auch mit Blick auf das Gleichgewicht in der Region der falsche Weg. Die FDP beharrt auf einer zentralen Rolle der Vereinten Nationen beim Aufbau staatlicher Strukturen im Irak, die den Grundprinzipien der Achtung der Würde des Menschen, der Rechtsstaatlichkeit, der Demokratie und des friedlichen Zusammenlebens der Völker Rechnung trägt.

Zur Gewährleistung der Sicherheit im Irak in der kritischen Wiederaufbau-Phase könnten aus Sicht der FDP auf der Grundlage eines Mandats des Weltsicherheitsrates und auf Anfrage der Vereinten Nationen sowohl die Entsendung von Polizeikräften durch die Europäische Union als auch der Einsatz von NATO-Kräften sinnvoll sein. Die EU sollte auch ihre Bereitschaft signalisieren, beim Aufbau ziviler Verwaltungsstrukturen und eines unabhängigen, rechtsstaatlich organisierten Justizwesens im Irak mit Beratern und Finanzmitteln aktiv zu helfen. Die Aufarbeitung der schweren Verbrechen, die durch die führenden Vertreter des Saddam-Regimes begangen wurden, sollte aus Sicht der FDP in die Hände eines neuen Irak-Tribunals der Vereinten Nationen gelegt werden. Dieser nach dem Vorbild des Jugoslawien- und des Ruanda-Tribunals zu schaffende internationale Sondergerichtshof würde im Irak und in der gesamten arabischen Welt den Verdacht der „Siegerjustiz“ ausräumen. Er könnte zudem eine wichtige Vorbildfunktion für die Etablierung eines nationalen, rechtsstaatlichen Ansprüchen genügenden Justizwesens im Irak entfalten.

Eine wichtige Voraussetzung für einen erfolgreichen Neuanfang des Irak ist für die FDP die schnelle Aufhebung der Sanktionen, die von den Vereinten Nationen gegen den Irak in der Vergangenheit verhängt wurden. Die Weltstaatengemeinschaft darf den Irakern die Möglichkeit, ihr Land auch wirtschaftlich schnell wieder aufzubauen, nicht nur deshalb verwehren, weil einige Mitglieder des Weltsicherheitsrates das letzte Druckmittel gegen die Siegermächte nicht aus der Hand geben wollen.

Ein friedlicher, stabiler Neuanfang für den Irak setzt auch die Einbettung des Landes in die Region und seine Wiedereingliederung in die Weltstaatengemeinschaft voraus. Es gilt, jetzt die Chance für eine dauerhafte Friedenslösung auch für den Konflikt zwischen Israel und den Palästinensern zu ergreifen und eine stabile und tragfähige, auf Vertrauen und regionale Kooperation gestützte Friedensordnung für den gesamten Nahen und Mittleren Osten zu erarbeiten. Dazu bedarf es internationaler Anstöße und Vermittlung. Die EU sollte dabei ihr politisches und wirtschaftliches Potential aktiv einbringen.

Internationale Zusammenarbeit stärken, Transatlantische Spaltung überwinden

Das Versagen der internationalen Politik im Vorfeld des Irak-Kriegs darf sich in Zukunft nicht wiederholen. Für die FDP bleiben auch nach dem Irak-Krieg die OSZE und die Vereinten Nationen der richtige Ort für die Beilegung schwerwiegender internationaler Konflikte. Militärische Interventionen ohne entsprechendes Mandat der Vereinten Nationen außer in Fällen der Selbstverteidigung lehnt die FDP grundsätzlich ab. Die Vereinten Nationen müssen jedoch handlungsfähiger gemacht werden, damit schwere Menschenrechtsverletzungen nicht ohne Folgen bleiben können.

Wer es ernst meint mit dem Monopol der Vereinten Nationen für internationale Konfliktlösungen, kommt nicht umhin, auch Kapazitäten für friedenserhaltende und friedensschaffende Maßnahmen durch den Aufbau permanenter militärischer Kapazitäten zu schaffen. Wir müssen in Deutschland die Voraussetzungen dafür schaffen, dem Generalsekretär und dem Sicherheitsrat der Vereinten Nationen - unter Wahrung der verfassungsrechtlichen Rechte und Pflichten des Deutschen Bundestages - militärische Kontingente zur Teilnahme an friedenserhaltenden und friedensschaffenden  Maßnahmen zur Verfügung zu stellen.

Dazu gehören besonders:


· eine klare, vom Parlament verabschiedete Abgrenzung des Verteidigungsbegriffes aus Art. 87a GG,


· Streitkräftestrukturen, die im Frieden auf friedenserhaltende und friedensschaffende Maßnahmen im Rahmen der UN und im Verteidigungsfall auf die Landesverteidigung optimiert sind.


· eine ausreichende Ausstattung des Einzelplans 14 mit Mitteln für die Aufstellung und Einsatzbereitschaft dieser Kräfte.

Die FDP fordert die Bundesregierung und ihre Partner in der Europäischen Union auf, eine erneute Initiative zu starten, um den Prozess zur Reform der Vereinten Nationen, der in den letzten Jahren ins Stocken geraten ist, wieder in Gang zu bringen. Die Position des Generalsekretärs der Vereinten Nationen muss gestärkt werden. Es muss geklärt werden, wer in unserer neuen Weltordnung einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat haben soll. Die FDP tritt für einen eigenen ständigen Sitz der Europäischen Union im Weltsicherheitsrat ein. Auch das bisherige Entscheidungsverfahren im Sicherheitsrat muss reformiert werden. So könnte etwa das Vetorecht der ständigen Mitglieder abgelöst werden durch das Erfordernis einer qualifizierten Mehrheit oder zumindest durch ein Mehrfach-Veto.

Die Verbreitung von Massenvernichtungswaffen bedarf einer multilateralen Antwort unter maßgeblicher Oberhoheit anerkannter internationaler Institutionen wie der Internationalen Atomenergieagentur. Bestehende Übereinkommen mit strengen Inspektionsmechanismen wie der Nichtverbreitungsvertrag für Nuklearwaffen und das Chemiewaffenübereinkommen sind strikt umzusetzen, ihre Inspektionsmechanismen sind zu verschärfen. Das Biowaffenübereinkommen muss mit einem entsprechenden Zusatzabkommen versehen werden, möglichst mit Unterstützung der Vereinigten Staaten. Wir fordern die Bundesregierung auf, sich hierfür international einzusetzen.

Die FDP unterstützt die Bekämpfung des Terrorismus, der eine Bedrohung der Weltfriedensordnung und der Menschen aller Kulturen und Weltanschauungen darstellt. Bei der Auseinandersetzung mit dem Terrorismus setzen die Liberalen aber nicht nur auf militärische und polizeiliche Mittel, sondern vor allem auf die Isolierung der Terroristen durch die Aufrechterhaltung des Dialogs zwischen Staaten, Kulturen, Religionen und Zivilisationen.

Nach Auffassung der FDP muss auch besonderer Wert auf die Anwendung des humanitären Völkerrechts gelegt werden. Dies schließt auch das Problem und den Umgang mit Gefangenen aus neuen Formen von Konflikten bzw. Kriegen ein. Die FDP unterstreicht deshalb nachdrücklich die Forderung des amerikanischen Außenministers Powell nach einer raschen Klärung der Situation der in Guantanamo festgehaltenen Gefangenen. Ihnen darf anwaltschaftlicher Beistand und der Zugang zu einem Gericht nicht verweigert werden.

Die FDP fordert die Bundesregierung auf, die Initiative zur Wiederherstellung der Dialogfähigkeit zwischen den Vereinigten Staaten und der Bundesrepublik Deutschland auch auf höchster Regierungsebene zu ergreifen. Es ist vollkommen inakzeptabel, dass zwischen dem deutschen Bundeskanzler und dem amerikanischen Präsidenten über fast ein Jahr hinweg kein einziges persönliches, geschweige denn von Freundschaft, Vertrauen und Respekt getragenes Gespräch stattgefunden hat. Trotz der Ablehnung des von den USA geführten Krieges im Irak steht die FDP fest zur transatlantischen Freundschaft als einem der wichtigsten Eckpfeiler der deutschen Außenpolitik. Wir sind der Überzeugung, dass die in Jahrzehnten gewachsene Freundschaft zwischen den USA und Deutschland stärker ist als die aktuellen Meinungsunterschiede. Offenen oder latenten Antiamerikanismus lehnt die FDP entschieden ab. 

Die FDP fordert die Bundesregierung auf, dazu beizutragen, dass der unermessliche Schaden, den das Politikversagen auf beiden Seiten des Atlantiks auch und gerade für den Prozess der europäischen Integration verursacht hat, möglichst schnell repariert wird. Die Bemühungen des EU-Verfassungskonvents um mehr europäische Handlungsfähigkeit gerade auch in der Außen- und Sicherheitspolitik und um mehr demokratische Legitimation in einem föderalen Europa dürfen nicht gefährdet oder gar hintertrieben werden durch Gruppenbildungen in der EU als Folge der tiefen Gräben, die dieser Krieg quer durch die Europäische Union einschließlich ihrer demnächst beitretenden neuen Mitglieder gerissen hat. 



Europäische Integration fortführen, Bündnisfähigkeit sichern

Der Irak-Krieg hat erneut schmerzlich klargemacht, dass Europa nur dann eine Rolle spielt, wenn es mit einer Stimme spricht. Es ist erneut deutlich geworden, dass jeder Fortschritt im europäischen Integrationsprozess nicht nur davon abhängt, dass es zu einer vertrauensvollen Verständigung zwischen Frankreich und Deutschland kommt, sondern auch davon, dass alle Partner in der EU unabhängig von ihrer Größe die Chance haben, gleichberechtigt an diesem Prozess teilzuhaben. Eine Außenpolitik der Achsenbildung lehnt die FDP ab. Geist und Buchstaben der europäischen Verträge vertragen weder Direktorien noch das bevormundende Machtgehabe einzelner großer Mitgliedstaaten, insbesondere gegenüber kleineren Partnern und solchen, die - gerade erst aus der Bevormundung durch die einstige kommunistische Supermacht befreit - jetzt aus freier Entscheidung den Weg in die Europäische Union angetreten haben. 

Die FDP hält jetzt mehr denn je mutige Schritte in Richtung der Weiterentwicklung der Gemeinsamen Europäischen Außen- und Sicherheitspolitik und der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik für erforderlich. Dies schließt sowohl eine Vertiefung der rüstungspolitischen Zusammenarbeit als auch die Integration von Streitkräften sowie eine wirkliche systematische Arbeitsteilung im EU-Rahmen ein. Sofern einzelne EU-Mitglieder dabei eine Vorreiterrolle einnehmen, ist darauf zu achten, dass dadurch nicht die jetzt aufgerissenen Gräben innerhalb der Union und zu unseren transatlantischen Partnern vertieft werden. Dort, wo Kerne den weiteren europäischen Integrationsprozess voranbringen sollen, dürfen sie nicht zur Spaltung führen. Der deutsch-französisch-belgisch-luxemburgische Sonder-Gipfel von Brüssel Ende April hat leider genau diesen Effekt hervorgerufen. Seine Initiativen und Anregungen sollten deshalb sofort auf eine breitere Teilnehmer-Basis gestellt und möglichst komplett in die Arbeit des Europäischen Verfassungskonvents überführt werden. Bei künftigen Vorstößen einzelner EU-Mitgliedsländer sollten grundsätzlich alle, große wie kleine, alte wie neue EU-Mitglieder zur Teilnahme eingeladen werden. 

Sowohl in der Sicherheits- und Verteidigungspolitik als auch auf den anderen Politikfeldern, bei denen wir uns vom EU-Verfassungskonvent eine Vertiefung der europäischen Integration erhoffen, geht es der FDP nicht um eine Abkopplung von unseren nordamerikanischen Freunden, sondern um die Verbesserung der Fähigkeiten der Europäer zur partnerschaftlichen Zusammenarbeit mit den USA, die bei vielen Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte - von der Bekämpfung des Terrorismus bis hin zur Bewältigung der wirtschaftlichen Probleme der Globalisierung - noch dringend gebraucht werden wird. Wer glaubt, die nordatlantische Zusammenarbeit im erfolgreichsten Verteidigungsbündnis aller Zeiten ersetzen zu können durch neue Allianzen im euro-asiatischen Kontext, begibt sich nach Auffassung der FDP auf einen lebensgefährlichen Irrweg. 

Bündnisfähigkeit - sowohl im Rahmen der NATO als auch in einer sich mehr und mehr der Sicherheits- und Verteidigungsdimension öffnenden Europäischen Union - ist für die FDP unverzichtbarer Teil deutscher Staatsraison. Jegliche Renationalisierung der Sicherheits- und Verteidigungspolitik in Europa im Allgemeinen und Deutschlands im Besonderen würde einen unverantwortlichen historischen Rückschritt bedeuten. Sie kommt für die FDP nicht in Frage. Deshalb lehnen wir den sogenannten "deutschen Weg" sowohl als Politikentwurf als auch als Ausdruck neu erreichter deutscher Emanzipation und vermeintlich gestärkten deutschen Selbstbewusstseins in der internationalen Politik ab. Der Bezugsrahmen deutscher Außenpolitik sind und bleiben die europäische Integration und die nordatlantische Allianz sowie OSZE und UNO als Systeme kooperativer Sicherheit in Europa und in der Welt.

